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I.
22308

Satzung 
der Deutschen Zentralbibliothek 

für Medizin (ZBM) 
vom 1. Dezember 2003

§ 1
Rechtsstellung und Sitz

1

Die Deutsche Zentralbibliothek für Medizin (ZBM) ist ei-
ne Einrichtung des Landes Nordrhein-Westfalen nach
§ 14 des Landesorganisationsgesetzes vom 10. Juli 1962
(SGV. NRW. 2005). Sie führt die Bezeichnung: „Deutsche
Zentralbibliothek für Medizin“ mit dem Zusatz: „Zen-
trale Medizinische Fachbibliothek für die Bundesrepu-
blik Deutschland“.

2

Die Deutsche Zentralbibliothek für Medizin untersteht
der Dienst- und Fachaufsicht des Ministeriums für Wis-
senschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfa-
len.

3

Der Sitz der Deutschen Zentralbibliothek für Medizin ist
Köln. In Bonn besteht eine Abteilung.

4

Die Deutsche Zentralbibliothek für Medizin bildet am
Sitz in Köln mit der Abteilungsbibliothek Medizin der
Universitäts- und Stadtbibliothek Köln räumlich und or-
ganisatorisch eine Einheit. Die Abteilung in Bonn ist
räumlich und organisatorisch mit der Abteilungsbiblio-
thek Medizin, Naturwissenschaften und Landbau der
Universitäts- und Landesbibliothek Bonn verbunden.

§ 2
Aufgaben

1

Die Deutsche Zentralbibliothek für Medizin ist die zen-
trale medizinische Fachbibliothek für die Bundesrepu-
blik Deutschland. Ihr obliegt die überregionale Litera-
turversorgung für Medizin, Gesundheitswesen, Ernäh-
rung, Umwelt und Agrarwissenschaften, deren Grundla-
genwissenschaften und Randgebiete in Forschung, Lehre
und Praxis. In diesem Rahmen beschafft sie umfassend
Literatur und sonstige Informationsmittel bis hin zu sehr
speziellen Materialien und stellt sie Interessentinnen und
Interessenten in elektronischer und gedruckter Form di-
rekt oder im Wege des Leihverkehrs der Bibliotheken zur
Verfügung. Sie ist für ihre Sammelgebiete nationale Ar-
chivbibliothek und kann als Ergänzung ihrer Sammlun-
gen entsprechende Bestände anderer Bibliotheken über-
nehmen. Sie erschließt die Bestände formal und sachlich,
macht ihre Kataloge bundesweit direkt oder über Biblio-
theken und Fachinformationszentren zugänglich und er-
teilt fachliche Informationen aufgrund ihrer bibliogra-
phischen und sonstigen Bestände und mit Hilfe von
Fachdatenbanken. Sie kooperiert mit Facheinrichtungen
und -gesellschaften auf ihren Sammelgebieten und führt
Projekte durch, die der Weiterentwicklung ihrer Dienst-
leistungen dienen.

2

Der Kreis der Benutzungsberechtigten der Deutschen
Zentralbibliothek für Medizin wird in einer Benutzungs-
ordnung festgelegt. Bei einer gewerbsmäßigen Inan-
spruchnahme der Bibliothek, deren Bestände oder
Dienstleistungen zur Verschaffung von Informationen für
Dritte liegt eine Sondernutzung vor, die der Zustimmung
der Direktorin oder des Direktors der Deutschen Zen-
tralbibliothek für Medizin bedarf. Diese kann nur ver-
sagt werden, wenn wichtige Gründe ihr entgegenstehen.
Die der Deutschen Zentralbibliothek für Medizin durch
Sondernutzung entstehenden Auslagen sind von der
Sondernutzerin bzw. dem Sondernutzer zu erstatten; § 7
Abs. 2 und 3 des Hochschulbibliotheksgebührengesetzes
gilt entsprechend. Das Nähere regelt die Benutzungsord-
nung.

3

Die Aufgaben der Abteilungsbibliothek Medizin der Uni-
versitäts- und Stadtbibliothek Köln, insbesondere für die
Informationsversorgung der Universität zu Köln, und der
Abteilungsbibliothek Medizin, Naturwissenschaften und
Landbau der Universitäts- und Landesbibliothek Bonn,
insbesondere für die Informationsversorgung der Univer-
sität Bonn, bleiben unberührt.

§ 3
Leitung und Verwaltung

1

Die Deutsche Zentralbibliothek für Medizin wird von ei-
ner Direktorin oder einem Direktor geleitet. Die Bestel-
lung erfolgt durch das Ministerium für Wissenschaft und
Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen nach An-
hörung des Beirates (§ 4) und der Universität zu Köln.
Voraussetzung ist die Befähigung zum höheren Biblio-
theksdienst.

2

Die Direktorin oder der Direktor

a. vertritt das Land in den die Deutsche Zentralbiblio-
thek für Medizin betreffenden Angelegenheiten ge-
richtlich und außergerichtlich,

b. ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der
Bediensteten der Deutschen Zentralbibliothek für
Medizin, 

c. ist Beauftragte oder Beauftragter für den Haushalt der
Deutschen Zentralbibliothek für Medizin und hat die
Bewirtschaftung der Haushaltsmittel und die Leitung
der Verwaltungsgeschäfte wahrzunehmen, 

d. kann bei der Erledigung der Verwaltungsgeschäfte
Amtshilfe der Universität zu Köln in Anspruch nehmen.

3

Das Ministerium für Wissenschaft und Forschung des
Landes Nordrhein-Westfalen delegiert im Rahmen der
geltenden Bestimmungen die Zuständigkeit für Personal-
angelegenheiten zum Teil an die Deutsche Zentralbiblio-
thek für Medizin.

4

Die Direktorin oder der Direktor der Deutschen Zentral-
bibliothek für Medizin ist mit der Leitung der Abtei-
lungsbibliothek Medizin der Universitäts- und Stadtbi-
bliothek Köln beauftragt und ist Vorgesetzte oder Vorge-
setzter der an dieser beschäftigten Bediensteten. Im
Übrigen bleiben die Rechte der Universitäts- und Stadt-
bibliothek Köln und der Universität zu Köln unberührt. 

5

In wesentlichen Angelegenheiten, bei denen Interessen
der Universitäts- und Stadtbibliothek berührt werden,
sind nach vorheriger Information die Entscheidungen
mit der Direktorin oder dem Direktor der Universitäts-
und Stadtbibliothek abzustimmen. Kommt es zu keiner
Einigung, so hat sich zunächst der Beirat der Deutschen
Zentralbibliothek für Medizin mit der Angelegenheit zu
befassen. Die Deutsche Zentralbibliothek für Medizin
hat nach Einschaltung des Beirates die Möglichkeit, die
Angelegenheit dem Ministerium für Wissenschaft und
Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen vorzulegen.

6

Art und Umfang der in § 1 Abs. 4 Satz 2 dieser Satzung
genannten Verbindung der Abteilungsbibliotheken am
Standort Bonn regeln Vereinbarungen zwischen der
Deutschen Zentralbibliothek für Medizin und der Uni-
versität Bonn. 

§ 4
Beirat

1

Für die Deutsche Zentralbibliothek für Medizin wird ein
Beirat gebildet. Seine Mitglieder werden vom Ministe-
rium für Wissenschaft und Forschung des Landes Nord-
rhein-Westfalen für die Dauer von fünf Jahren berufen,
und zwar:

a. ein Mitglied des Rektorats der Universität zu Köln,
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b. die Direktorin oder der Direktor der Universitäts- und
Stadtbibliothek Köln,

c. die Leiterin oder der Leiter der Gruppe Wissenschaft-
liche Literaturversorgungs- und Informationssysteme
der Geschäftsstelle der Deutschen Forschungsgemein-
schaft,

d. ein von der Medizinischen Fakultät der Universität zu
Köln aus der Hochschullehrerschaft auf die Dauer von
fünf Jahren gewähltes Mitglied,

e. die Direktorin oder der Direktor des Deutschen Insti-
tuts für medizinische Dokumentation und Informa-
tion, 

f. die Direktorin oder der Direktor der Zentralstelle für
Agrardokumentation und -information,

g. ein Mitglied aus dem Bereich der medizinischen Hoch-
schulforschung außerhalb der Universität zu Köln,

h. ein Mitglied aus dem Bereich der Ärztekammern oder
einer medizinischen Fachgesellschaft,

i. ein Mitglied aus dem Bereich der außeruniversitären
medizinischen Forschung oder Praxis,

k. ein Mitglied aus dem Bereich der umwelt-, ernäh-
rungs- oder agrarbezogenen Forschung oder Praxis,

l. die Leiterin oder der Leiter einer wissenschaftlichen
Bibliothek von überregionaler Bedeutung,

m. die Leiterin oder der Leiter einer wissenschaftlichen
Bibliothek mit medizinischem Schwerpunkt. Dies
kann auch eine Abteilungs- oder Zweigbibliothek
sein.

Die unter Satz 2 Buchstaben a bis f genannten Mitglieder
können sich vertreten lassen. Eine Wiederberufung ist
möglich, bei den unter Satz 2 Buchstaben g bis m ge-
nannten Mitgliedern jedoch nur ein Mal. Die Mitglied-
schaft im Beirat ist ehrenamtlich. Im Zusammenhang mit
dieser Tätigkeit entstehende notwendige Auslagen wer-
den den Mitgliedern erstattet.

2 

An den Sitzungen des Beirats nehmen mit beratender
Stimme teil: 

a. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Ministeriums
für Wissenschaft und Forschung des Landes Nord-
rhein-Westfalen,

b. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Bundesministe-
riums für Gesundheit und Soziale Sicherung,

c. die Direktorin oder der Direktor der Universitäts- und
Landesbibliothek Bonn.

An den Sitzungen können geladene Gäste ohne Stimm-
recht teilnehmen. 

3

Der Beirat hat folgende Aufgaben:

a. er berät die Deutsche Zentralbibliothek für Medizin in
allen wichtigen Angelegenheiten, auch in Fragen des
Zusammenwirkens mit der Universitäts- und Stadt-
bibliothek Köln,

b. er gibt Empfehlungen für die Entwicklung, den Aus-
bau, die Investitionsplanung und die Organisation der
Zentralbibliothek,

c. er berät den von der Direktorin oder dem Direktor un-
ter Beteiligung der Dezernatsleiterinnen und Dezer-
natsleiter erstellten Jahresbericht,

d. er legt dem Ministerium für Wissenschaft und For-
schung des Landes Nordrhein-Westfalen mindestens
alle zwei Jahre einen Evaluierungsbericht vor, der an
die anderen Unterhaltsträger und die Bund-Länder-
Kommission für Bildungsplanung und Forschungsför-
derung (BLK) weitergeleitet werden kann,

e. er wirkt beratend bei der Besetzung der Stellen der
Direktorin oder des Direktors und der stellvertreten-
den Direktorin oder des stellvertretenden Direktors
mit.

4

Der Beirat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder
einen Vorsitzenden. Die Direktorin oder der Direktor der

Deutschen Zentralbibliothek für Medizin nimmt an den
Sitzungen mit beratender Stimme teil. Der Beirat tritt
mindestens einmal jährlich zusammen. Die Geschäfts-
führung für den Beirat erfolgt durch die Deutsche Zen-
tralbibliothek für Medizin.

5

Der Beirat kann sich eine eigene Geschäftsordnung ge-
ben, die das Nähere regelt. 

§ 5
In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt am 1. Dezember 2003 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung der Deutschen Zentral-
bibliothek für Medizin vom 8. Juni 1994 (GABl. NW. II
S. 167), geändert durch Satzung vom 14. April 2000 (ABl.
NRW. 2 S. 280) und 8. November 2001 (ABl. NRW. vom
15. 2. 2002 Teil 2 S. 7) außer Kraft.

Düsseldorf, den 1. Dezember 2003

Die Ministerin
für Wissenschaft und Forschung 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Hannelore  K r a f t

– MBl. NRW. 2004 S. 112

311
Vorbereitung und Durchführung 

der Wahl der Schöffinnen, Schöffen, 
Jugendschöffinnen und Jugendschöffen

Gem. RdErl. d. Justizministeriums (3221 – I D. 2), 
d. Innenministeriums (31-2-12.00.50-5892/03(0) 

u. d. Ministeriums für Schule, Jugend und Kinder (322) 
v. 20. 10. 2003 

I.

Der Gem. RdErl. des Ministeriums für Inneres und Justiz
und des Ministeriums für Frauen, Jugend, Familie und
Gesundheit vom 27. 8. 1998 (JMBl. NRW S. 257/MBl.
NRW. S. 1169) – SMBl. NRW. 311 – wird wie folgt
geändert:

1
Nr. 1.3 wird im Anschluss an den bisherigen Text wie
folgt ergänzt:

„Die Präsidentinnen und Präsidenten der Land- und
Amtsgerichte übersenden den Gemeinden zur Vorberei-
tung der Aufstellung der Vorschlagslisten für die Schöf-
fenwahl eine Liste der Schöffinnen, Schöffen, Jugend-
schöffinnen und Jugendschöffen sowie der Hilfsschöffin-
nen und Hilfsschöffen der laufenden Amtsperiode und
teilen gleichzeitig mit, ob diese Personen bereits acht
Jahre in der Strafrechtspflege tätig gewesen sind und
demzufolge nicht mehr benannt werden sollen.“

2
In Nr. 2.4.2 erhält der vorletzte Spiegelstrich folgende
Fassung:

„– Personen, die aus gesundheitlichen Gründen zu dem
Amt nicht geeignet sind,“

3.1

In Nr. 4.7 wird als neuer Absatz 3 eingefügt:

„Das jeweilige Gericht übersendet den Gemeinden, die
die Vorschlagslisten aufgestellt haben, die Liste der ge-
wählten Hauptschöffinnen und Hauptschöffen, der Ju-
gendhauptschöffinnen und der Jugendhauptschöffen so-
wie der Hilfsschöffinnen und Hilfsschöffen mit der Bitte,
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die nicht gewählten Personen zu unterrichten, soweit
dies nach den dort vorliegenden Erkenntnissen angezeigt
erscheint.“

3.2 

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

4
Nrn. 10.1 bis 10.3 erhalten folgende neue Fassung:

„10.1

Regierungsbezirk Düsseldorf

– Stadt Krefeld:

für den Amtsgerichtsbezirk Krefeld 8

– Kreis Viersen:

für den Amtsgerichtsbezirk Krefeld 2

10.2

Regierungsbezirk Köln

– Stadt Aachen:

für den Amtsgerichtsbezirk Aachen 6

– Stadt Bonn:

für den Amtsgerichtsbezirk Bonn 7

– Stadt Leverkusen:

für den Amtsgerichtsbezirk Leverkusen 8

– Kreis Aachen:

für den Amtsgerichtsbezirk Aachen 4

– Oberbergischer Kreis:

für den Amtsgerichtsbezirk Waldbröl 8

– Rheinisch-Bergischer Kreis:

für den Amtsgerichtsbezirk Leverkusen 2

– Rhein-Sieg-Kreis:

a) für den Amtsgerichtsbezirk Bonn 3

b) für den Amtsgerichtsbezirk Waldbröl 2

10.3

Regierungsbezirk Detmold

– Stadt Bielefeld:

für den Amtsgerichtsbezirk Bielefeld 9

– Kreis Gütersloh:

für den Amtsgerichtsbezirk Bielefeld 1

– Kreis Herford:

für den Amtsgerichtsbezirk Bad Oeynhausen 6

– Kreis Minden-Lübbecke:

für den Amtsgerichtsbezirk Bad Oeynhausen 4“.

II.

Dieser Erlass tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft.

– MBl. NRW. 2004 S. 113

631
Resteerlass; Regelungen zu 

Haushaltsresten und Vorgriffen 
im Rahmen des Jahresabschlusses

RdErl. d. Finanzministeriums 
v. 16. 12. 2003 – I 2 – 1000 – 00

Für den Jahresabschluss bitte ich hinsichtlich der Haus-
haltsreste und Vorgriffe künftig wie folgt zu verfahren:

1
Ausgaben für Investitionen, Ausgaben aus zweckgebun-
denen Einnahmen und die im Haushaltsgesetz oder im

Haushaltsplan für übertragbar erklärten Ausgaben sind
nach § 19 LHO übertragbar. Bis zur Höhe der bei den
übertragbaren Ausgaben am Schluss des abgelaufenen
Haushaltsjahres nicht ausgegebenen Beträge können
Ausgabereste gebildet werden. Bei der Bildung der Aus-
gabereste sind die in § 45 LHO vorgeschriebene zeitliche
Begrenzung der Übertragbarkeit, die VV zu § 45 LHO, et-
waige Einsparungsauflagen und die nachstehenden Be-
stimmungen in Nummer 2 und Nummer 3 zu beachten.
Abweichend von Nr. 6 der VV zu § 45 LHO ist auf die
Rundung von Vorgriffen zu verzichten.

2
Soweit Ausgabemittel aus zentral veranschlagten Ver-
stärkungstiteln verstärkt worden sind, können aus den
etwa nicht verausgabten Beträgen der zur Verstärkung
bereitgestellten Mittel Ausgabereste nicht gebildet wer-
den.

3
Ausgabereste dürfen nur gebildet werden, wenn sie bei
Anlegung strengster Maßstäbe an eine wirtschaftliche
und sparsame Verwaltung der Ausgabemittel im nächs-
ten Haushaltsjahr allein oder zusammen mit den im
Haushaltsplanentwurf für das nächste Haushaltsjahr für
denselben Zweck veranschlagten Ausgaben kassenmäßig
benötigt werden. Kommt danach eine Restebildung nicht
in Frage, so sind die Beträge in Abgang zu stellen.

4
Die Ausgabereste werden vom Präsidenten des Landtags,
vom Ministerpräsidenten, von den Fachministerien und
von der Präsidentin des Landesrechnungshofs (oberste
Landesbehörden) jeweils für ihre Einzelpläne gebildet.
Die Ausgabereste für den Einzelplan 20 werden von
den obersten Landesbehörden gebildet, die für die Be-
wirtschaftung der dort veranschlagten Mittel zuständig
sind.

5
Mehrausgaben bei übertragbaren Ausgaben (Vorgriffe)
sind auf die nächstjährige Bewilligung für den gleichen
Zweck anzurechnen. Sie sind als negative Ausgabereste
(Minusreste) nachzuweisen. Die Übernahme von Mehr-
ausgaben bei übertragbaren Ausgaben auf die Rechnung
des abgelaufenen Haushaltsjahres kann ich nur in be-
sonders begründeten Einzelfällen zulassen. Erforderli-
chenfalls bitte ich mir einen ausführlich begründeten
Antrag in doppelter Ausfertigung

T.
bis zum 15. Februar des Folgejahres

vorzulegen. Die in dem Antrag enthaltenen Beträge
dürfen nicht nach Muster 1 mitgeteilt bzw. in die
Liste der Ausgabereste und Vorgriffe aufgenommen
werden.

6
Die obersten Landesbehörden bitte ich, mir alle unter
Beachtung von Nummer 1 bis Nummer 5 vorgesehenen
Ausgabereste und Vorgriffe sobald wie möglich,

T.
spätestens bis zum 15. Februar des Folgejahres

mitzuteilen, damit ich meine Abschlussverfügungen tref-
fen kann. Hierbei bitte ich, mir Ausgabereste mit einem
Volumen ab 25.000 EUR unter Verwendung des Musters 1
in dreifacher Ausfertigung mitzuteilen. Ausgabereste un-
ter 25.000 EUR und die Vorgriffe bitte ich mir, wie bisher,
listenmäßig in dreifacher Ausfertigung mitzuteilen. In
beiden Fällen bitte ich,

6.1

mit besonderer Sorgfalt zu erläutern, welche bereits
übernommenen Verpflichtungen aus den vorgesehenen
Ausgaberesten gedeckt werden sollen,

6.2

die Notwendigkeit der Bildung von Ausgaberesten stich-
haltig und erschöpfend zu begründen,
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6.3

bei durch den Haushaltsplan zugelassenen Änderungen
an den Buchungsstellen im neuen Haushaltsjahr gegen-
über dem abgelaufenen Haushaltsjahr festzulegen, auf
welche Einzelpläne, Kapitel und Titel und, falls ein Aus-
gaberest oder Vorgriff auf mehrere Buchungsstellen auf-
gegliedert wird, in welchen Teilbeträgen die Ausgaberes-
te oder Vorgriffe in das neue Haushaltsjahr übertragen
werden sollen,

6.4

die zu übertragenden Ausgabereste und Vorgriffe je für
sich und getrennt nach den Hauptgruppen des Gruppie-
rungsplans am Schluss der Liste auszuweisen und jeweils
die Gesamtsumme zu bilden. Für die nach Muster 1 mit-
zuteilenden Ausgabereste und Vorgriffe sind entspre-
chende Gesamtübersichten beizufügen.

7
Die Bildung von Ausgaberesten bedarf nach § 45 Abs. 3
LHO meiner Einwilligung.

7.1

Meine Einwilligung gilt als erteilt für Ausgabereste im
Einzelplan 01. Ferner gilt meine Einwilligung als erteilt,
wenn der Ausgaberest deshalb gebildet werden muss,
weil im abgelaufenen Haushaltsjahr bei den Titeln der
Hauptgruppe 7 (Baumaßnahmen) oder bei den Titeln der
Gruppe 812 (Erwerb von Geräten, Ausstattungs- oder
Ausrüstungsgegenständen im Inland) Verpflichtungen zu
Lasten nicht ausgeschöpfter Ausgabeermächtigungen
eingegangen worden sind. Für die Inanspruchnahme die-
ser Ausgabereste gilt Nummer 8.

7.2

Die Entscheidung, ob und in welchem Umfang ich darü-
ber hinaus in die Bildung von Ausgaberesten einwilligen
kann, vermag ich erst zu treffen, wenn mir das Jahreser-
gebnis der nach der Ordnung des Haushaltsplans ge-
buchten Einnahmen und Ausgaben sowie die zur Über-
tragung vorgesehenen Ausgabereste und Vorgriffe aller
Einzelpläne bekannt sind. Ich behalte mir deshalb vor,
soweit ich aus finanzwirtschaftlichen Gründen in die Bil-
dung von Ausgaberesten nicht einwilligen kann, die
obersten Landesbehörden darum zu ersuchen, in den be-
treffenden Fällen die vorgesehenen Ausgabereste nicht zu
bilden und die nicht verwendeten Mittel ganz oder teil-
weise in Abgang zu stellen. Meine Einwilligung werde ich
so bald wie möglich mitteilen und den obersten Landes-
behörden gleichzeitig ein von mir für ihren Einzelplan er-
stelltes Resteverzeichnis und gegebenenfalls ein Reste-

verzeichnis für den Einzelplan 20 (Nr. 4 Satz 2) in jeweils
mehrfacher Ausfertigung übersenden.

8
Die Inanspruchnahme der in das neue Haushaltsjahr
übertragenen Ausgabereste bedarf nach § 45 Abs. 3 LHO
meiner Einwilligung.

8.1

Nach § 45 Abs. 3 LHO kann ich meine Einwilligung in die
Inanspruchnahme von Ausgaberesten nur erteilen, wenn
veranschlagte Ausgaben in gleicher Höhe bis zum Ende
des Haushaltsjahres nicht geleistet werden oder wenn
Ausgabemittel zur Deckung der Ausgabereste veran-
schlagt worden sind (§ 19 Abs. 2 LHO). Hiervon sind Aus-
gabereste aus den Zuweisungen des allgemeinen Steuer-
verbundes, die den Gemeinden und Gemeindeverbänden
durch das Land zur Verfügung gestellt worden sind, und
Ausgabereste, denen zweckgebundene Einnahmen
gegenüberstehen, ausgenommen. Das weitere Verfahren
der Inanspruchnahme von Ausgaberesten werde ich den
obersten Landesbehörden jährlich in meinem Rund-
schreiben zur Feststellung des nächsten Haushaltsplans
bekannt geben.

8.2

Meine Entscheidung darüber, ob, wann und inwieweit die
Ausgabereste in Anspruch genommen werden dürfen,
kann ich grundsätzlich erst nach dem Jahresabschluss
mitteilen. Vor dieser Freigabe dürfen auch Verpflichtun-
gen zur Leistung von Ausgaben zu Lasten der Ausgabe-
reste nur mit meiner Einwilligung eingegangen werden.

9
In besonders begründeten Einzelfällen kann ich die
Übertragbarkeit von nicht übertragbaren Ausgaben zu-
lassen. Dies kann nur unter äußerst dringenden Umstän-
den in Betracht gezogen werden. Erforderlichenfalls ist
mir ein ausführlich begründeter Antrag in doppelter
Ausfertigung

T.
bis zum 15. Februar des Folgejahres

vorzulegen. Die zur Übertragung vorgesehenen Beträge
müssen darüber hinaus nach Muster 1 mitgeteilt bzw. in
die Liste der Ausgabereste und Vorgriffe (Nr. 6) aufge-
nommen werden.

10
Dieser Runderlass ersetzt meinen Runderlass vom
25. 1. 2001.
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 Muster 1 

 (zu Nr. 6) 

 

Anmeldung von Resten zur Übertragung 

in das Haushaltsjahr 200__ 

 

1 Kapitel ........................  Titel ........................ 

 Zweckbestimmung (bei Titeln innerhalb einer TGr. auch 

  Kurzbezeichnung der TGr.-Überschrift) 

 .......................................................................................................................... 

 .......................................................................................................................... 

 

2 Nur ausfüllen, wenn sich die Buchungsstelle 

 im folgenden Haushaltsjahr ändert: 

 Der Rest (Nr. 3.11) ist in das folgende Haushaltsjahr 

 zu übertragen auf 

 Kapitel ........................  Titel ........................ mit ............................... Euro 

 Kapitel ........................  Titel ........................ mit ............................... Euro 

 

3.01 Haushaltsansatz des abgelaufenen Haushaltsjahres ............................... Euro 

 dazu: 

3.02 übertragener Ausgaberest aus dem Vorjahr ............................... Euro 

 übertragener Ausgaberest aus dem Vorvorjahr ............................... Euro 

 übertragener Ausgaberest aus früheren Jahren*)  ............................... Euro 

 

 davon ab: 

3.03 Vorgriff auf das abgelaufene Haushaltsjahr ............................... Euro 

 Zwischensumme ............................... Euro 

 

 dazu: 

3.04 Verstärkung durch Deckungsfähigkeit**)  

 von Kap./Titel   ........................ ............................... Euro 

 von Kap./Titel   ........................ ............................... Euro 

 von Kap./Titel   ........................ ............................... Euro 

 

 davon ab: 

3.05 Verminderung durch Deckungsfähigkeit 

 an Kap./Titel    ........................ ............................... Euro 

 an Kap./Titel    ........................ ............................... Euro 

 an Kap./Titel    ........................ ............................... Euro 

 

 davon ab: 

3.06 Verminderung durch Einsparungsauflagen 

(z.B. im Zusammenhang mit über- oder außer- 

planmäßigen Ausgaben bei anderen Titeln) ............................... Euro 

 

 dazu: 

3.07 Verstärkung durch Einnahmen aus 

 Kap./Titel         ........................ ............................... Euro 

b.w.

 

                                                 

*) Der Verlängerung des Verfügungszeitraums wurde gemäß § 45 Abs. 2 Satz 3 LHO zugestimmt. 

**) Nur zulässig, wenn bestehende Deckungsfähigkeiten während des abgelaufenen Jahres in Anspruch genommen 

und die daraus für das abgelaufene Jahr eingegangenen Verpflichtungen nicht mehr kassenwirksam geworden 

sind. Die Notwendigkeit ist nachzuweisen. 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 5 vom 29. Januar 2004 117

3.08 Gesamtsoll des abgelaufenen Haushaltsjahres ............................... Euro 

 

 davon ab: 

3.09 Ist-Ausgabe des abgelaufenen Haushaltsjahres ............................... Euro 

3.10 am Ende des abgelaufenen Haushaltsjahres 

nicht verausgabte Ausgabemittel ............................... Euro 

 

 davon: 

3.11 als Ausgaberest in das folgende Haushaltsjahr zu übertragen ............................... Euro 

3.12 in Abgang zu stellen ............................... Euro 

 

 

 

 

4 Begründung zu Zeile 3.11: 

 

 ......................................................................................................................................................... 

 ......................................................................................................................................................... 

 ......................................................................................................................................................... 

 ......................................................................................................................................................... 

 ......................................................................................................................................................... 

 ......................................................................................................................................................... 

 ......................................................................................................................................................... 

 

 

5 Für den unter 3.11 ermittelten Betrag wird hiermit eine 

Ausnahmegenehmigung gemäß § 45 Abs. 2 Satz 3 LHO für ............................... Euro 

 beantragt. 

 

 

 

 

Entscheidung des FM (zutreffendes ist angekreuzt): 

 

 

[    ] Der Verlängerung des Verfügungszeitraums wird nach § 45 Abs. 2 Satz 3 LHO 

 

[    ] für ................................. Euro nicht zugestimmt; insoweit darf ein Ausgaberest nicht gebildet werden 

 

[    ] für ................................. Euro zugestimmt. 

 

 

[    ] Einwilligung wird nach § 45 Abs. 4 LHO erteilt für ............................................... Euro 

  

 

[    ] Ausnahme von Nr. 5.2 VV zu § 45 LHO wird zugelassen. 

– MBl. NRW. 2004 S. 114
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II.
Ministerpräsident

Honorarkonsularische Vertretung des 
Königreichs der Niederlande, Duisburg

Bek. d. Ministerpräsidenten v. 8. 1. 2004 
– IV.4 437-4/83

Das Herrn Professor Dr. Gerd Wilhelm Hulsman am
14. November 1983 erteilte Exequatur als Honorarkonsul
des Königreichs der Niederlande in Duisburg mit dem
Konsularbezirk der Städte Duisburg und Oberhausen so-
wie aus dem Kreis Wesel die Städte Dinslaken, Kamp-
Lintfort, Moers, Rheinberg und die Städte Neukirchen-
Vluyn und Voerde im Land Nordrhein-Westfalen ist mit
Ablauf des 31. Dezember 2003 erloschen.

Die honorarkonsularische Vertretung des Königreichs
der Niederlande in Duisburg ist somit geschlossen.

– MBl. NRW. 2004 S. 118

Finanzministerium
Anteil der Gemeinden an der Umsatzsteuer 

im Haushaltsjahr 2003

RdErl. d. Finanzministeriums v. 19. 12. 2003 
– KomF 1112 – 6 – IV B 3 –

Auf den Anteil der Gemeinden an der Umsatzsteuer für
das IV. Quartal 2003 wird eine Abschlagszahlung in Höhe
des Zahlungsbetrages für das III. Quartal 2003 festge-
setzt und am 22. 12. 2003 ausgezahlt (§ 2 Abs. 1 Satz 2
und § 2 Abs. 2 der Verordnung über die Aufteilung und
Auszahlung des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer
vom 1. April 2003 (GV. NRW. Seite 209)).

Die Abschlagszahlung beläuft sich auf 168.855.898 EUR.

Auf die Gemeinden wird dieser Betrag entsprechend dem
gültigen Verteilungsschlüssel verteilt. 

– MBl. NRW. 2004 S. 118
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Innenministerium

Veröffentlichungen zur Statistik des Landes Nordrhein-Westfalen

Bek. des Innenministeriums v. 7. 1. 2004 – 52/12 – 24.44

Beim Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik (LDS NRW), Düsseldorf, sind erschienen:

Titel Bestell-Nr. Ausgabe Preis 
in EUR

Zusammenfassende Publikationen

Statistisches Jahrbuch NRW (inkl. CD) Z 02 1 2003 29,00 

Kreisstandardzahlen NRW Z 03 1 2003 5,10 

Die Gemeinden NRWs (inkl. CD) Z 04 1 2003 10,50 

Statistische Analysen und Studien NRW

Fachbezogene Einzelbeiträge: Räumliche Mobilität und Familienzyklus – 
eine Analyse auf der Basis des Sozioökonomischen Panels – Lebenslagen 
älterer Menschen – Entwicklung des Gastgewerbes 1998 bis 2002 Z 08 1/55 Band 11/2003 3,00 

Fachbezogene Einzelbeiträge: Europäische Umfrage zur Nutzung von 
Informations- und Kommunikationstechnologien in privaten 
Haushalten 2002 – Arbeitslosigkeit, Erwerbslosigkeit, Stille Reserve; 
unterschiedliche Messkonzepte zur Beschreibung der Beschäftigungslücke – 
Der Verbraucherpreisindex Inflationsmessung in NRW und in der EU – 
Rentner sein und Rentner werden: Rentnereinkommen und private 
Altersvorsorge; Ergebnisse des Mikrozensus Z 08 1/56 Band 12/2003 3,00 

Verzeichnisse/Adressarien

Anschriften der Kreise und Gemeinden Z 13 5 2003 4,90 

Verzeichnis der Grundschulen (einschl. noch nicht umorganisierter 
Volksschulen und freier Waldorfschulen) B 01 5 2003 15,40 

Verzeichnis der Hauptschulen (einschl. noch nicht umorganisierter 
Volksschulen, Gesamtschulen und freier Waldorfschulen) B 02 5 2003 5,20 

Verzeichnis der Sonderschulen B 03 5 2003 5,00 

Verzeichnis der Realschulen (einschl. Gesamtschulen, freier 
Waldorfschulen und Weiterbildungskollegs) B 04 5 2003 5,20 

Verzeichnis der Gymnasien (einschl. Gesamtschulen, freier 
Waldorfschulen und Weiterbildungskollegs) B 05 5 2003 5,30 

Verzeichnis der Privatschulen (alle o.g. Schulformen, 
zusätzl. Ergänzungsschulen und freie Unterrichtseinheiten) B 08 5 2003 8,90 

Gebiet und Bevölkerung

Bevölkerung der Gemeinden, Fortschreibung A 12 3 1. Hj 2003 2,30 

Bevölkerung nach Alter und Geschlecht A 13 3 2002 1,30 

Ausländische Bevölkerung am 31. Dezember A 15 3 2002 1,30 

Eheschließungen, Geborene und Gestorbene, Endgültige Ergebnisse A 21 3 2002 1,30 

Gerichtliche Ehelösungen A 22 3 2002 1,30 

Wanderungen; Jahreszusammenfassung A 31 3 2002 1,30 

Bevölkerung; Erwerbstätigkeit, Haushalte und Familien

Ergebnisse des Mikrozensus: Privathaushalte und Familien A 17 3 2002 3,30 

Ergebnisse des Mikrozensus: 
Haushalts- und Erwerbsstrukturen; Erste Ergebnisse A 60 3 2002 1,30 

Ergebnisse des Mikrozensus: 
Bevölkerung, Erwerbsbeteiligung, Haushalte und Familien A 61 3 2002 3,10 

Ergebnisse des Mikrozensus: 
Stand und Entwicklung der Erwerbstätigkeit A 62 2 2002 2,70 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte A 65 3 3. Vj 2002 3,10 

Erwerbstätige in den Gemeinden; Revidierte Ergebnisse 
(Kreise 1991-2001; Land 1991-2002) A 69 3 2002 6,80 
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Titel Bestell-Nr. Ausgabe Preis 
in EUR

Gesundheitswesen

Gesundheitswesen A 51 2 2000 7,00 

Diagnosestatistik A 39 2 2000 11,80 

Gestorbene nach Todesursachen und Geschlecht, Kreisebene A 43 3 2002 1,90 

Gestorbene nach Todesursachen und Geschlecht und Altersgruppen, 
Landesebene A 44 3 2002 1,30 

Selbstmorde A 50 3 2002 1,30 

Unterricht und Bildung

Regionalisierte Schülerprognosen; Schülerbestände 2002-2012, 
Schulabgänge 2003-2013 B 10 2 2003 4,60 

Allgemein bildende Schulen B 11 2 2000 16,70 

Berufsbildungsstatistik B 25 2 2002 14,90 

Ausbildungsförderung nach dem Bundesausbildungs-
förderungsgesetz (BAföG) B 29 3 2002 1,30 

Hochschulen B 30 2 WS 01/02 20,00 

Studierende an den Hochschulen B 31 3 WS 02/03 7,90

Rechtspflege

Rechtskräftig Abgeurteilte und Verurteilte B 61 3 2002 1,30

Organisation, Personal und Geschäftsanfall bei den Gerichten 
und den Staatsanwaltschaften B 62 3 2002 1,50

Bewährungshilfe B 67 3 2002 2,50

Land- und Forstwirtschaft

Landwirtschaft C 01 2 2001 11,20

Bodennutzung; Anbau auf dem Ackerland, Vorläufiges Ergebnis C 10 3 2003 1,30

Anbau von Gemüse und Erdbeeren zum Verkauf C 13 3 2000 2,50

Anbau von Gemüse und Erdbeeren zum Verkauf; 
Vorläufiges Ergebnis der Getreideernte C 21 3 2003 1,30

Anbau von Gemüse und Erdbeeren zum Verkauf; 
Vorläufiges Ergebnis der Kartoffelernte C 23 3 2003 1,30

Schlachtungen; Jahreszusammenfassung C 35 3 2002 1,30

Brut und Schlachtungen von Geflügel sowie Legehennenhaltung 
und Eiererzeugung C 39 3 2002 1,30

Gewerbemeldungen, Insolvenzen

Gewerbeanzeigen; Jahreszusammenfassung D 14 3 2002 3,10

Insolvenzen J 11 3 1. Hj 2003 1,60

Produzierendes Gewerbe, Handwerk

Verarbeitendes Gewerbe sowie Bergbau und Gewinnung von Steinen 
und Erden; Unternehmens- und Betriebsergebnisse – Investitionen E 16 3 2001 14,60

Verarbeitendes Gewerbe sowie Bergbau und Gewinnung von Steinen 
und Erden; Produktion, Ergebnisse der vierteljährlichen 
Produktionserhebung E 15 3 2002 9,00

Industrielle Kleinbetriebe, Regionalergebnisse E 17 3 2002 5,90

Bauhauptgewerbe – Vorbereitende Baustellenarbeiten, Hoch- und 
Tiefbau im Juni; Ergebnisse der Totalerhebung E 22 3 2002 2,80

Bauhauptgewerbe – Vorbereitende Baustellenarbeiten, 
Hoch- und Tiefbau; Unternehmen und Investitionen E 23 3 2001 1,30

Bauinstallation und sonst. Baugewerbe, Ausbaugewerbe E 29 3 1. Vj 2003 1,30

Bauinstallation und sonst. Baugewerbe, Ausbaugewerbe; 
Unternehmen und Investitionen E 33 3 2001 1,30

Handwerk; Messzahlen über Beschäftigte und Umsatz nach 
Wirtschafts- und Gewerbezweigen E 51 3 2. Vj 2003 1,30



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 5 vom 29. Januar 2004 121

Titel Bestell-Nr. Ausgabe Preis 
in EUR

Bautätigkeit, Wohnungswesen

Baugenehmigungen F 21 3 2002 5,30

Baufertigstellungen und Bauabgänge F 22 3 2002 6,30

Wohnungsbestand in den Gemeinden am 31. Dezember F 24 3 2002 2,40

Obdachlosigkeit am 30. Juni F 01 3 2003 1,50

Handel und Gastgewerbe

Aussenhandel – Aus- und Einfuhr; Endgültige Ergebnisse G 33 3 2001 21,50

Verkehr

Straßenverkehrsunternehmen; Strukturdaten H 10 3 2002 1,30

Straßenverkehrsunfälle; Jahreszusammenfassung H 13 3 2002 11,50

Personenverkehr der Straßenverkehrsunternehmen H 14 3 2. Vj 2003 1,30

Öffentliche Sozialleistungen

Sozialhilfe; Teil 1: Ausgaben und Einnahmen K 10 3 2002 1,30

Sozialhilfe; Teil 2: Empfängerinnen und Empfänger von Sozialhilfe K 11 3 2002 6,80

Jugendhilfe; Hilfe zur Erziehung außerhalb des Elternhauses, 
Junge Menschen am 31.12. K 13 3 2002 4,90

Jugendhilfe; Hilfe zur Erziehung außerhalb des Elternhauses, 
Junge Menschen am 31.12.; Institutionelle Beratung, Betreuung 
einzelner junger Menschen, sozialpädagogische Familienhilfe K 16 3 2002 7,40

Jugendhilfe; Hilfe zur Erziehung außerhalb des Elternhauses, 
Junge Menschen am 31.12.; Erzieherische Hilfen, Adoptionen 
und sonstige Hilfen K 17 3 2002 2,50

Ausgaben und Einnahmen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz K 26 3 2002 1,30

Empfängerinnen und Empfänger von Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz am 31. Dezember K 27 3 2002 2,50

Kriegsopferfürsorge K 33 3 2002 1,30

Öffentliche Finanzen und Steuern

Hochschulfinanzen L 17 3 2001 3,50

Gemeindefinanzen; Ergebnisse der vierteljährlichen Kassenstatistik L 21 3 2. Vj 2003 4,40

Gemeindefinanzen; Ergebnisse der vierteljährlichen Kassenstatistik; 
Jahreszusammenfassung L 22 3 2002 11,00

Öffentliche Verschuldung am 31. Dezember L 31 3 2002 3,10

Personal der öffentlichen Verwaltung L 32 3 2001 16,60

Preise und Preisindizes

Preisindizes für Wohn- und Nichtwohngebäude, Instandhaltung 
und Straßenbau M 14 3 3. Vj 2003 1,30

Kaufwerte von Bauland M 15 3 2. Vj 2003 1,30

Kaufwerte von Bauland; Jahreszusammenfassung M 16 3 2002 1,30

Kaufwerte landwirtschaftlicher Grundstücke M 17 3 2002 1,30

Löhne und Gehälter

Verdienste und Arbeitszeiten im Produzierenden Gewerbe und in 
ausgewählten Dienstleistungsbereichen N 11 3 3. Vj 2003 3,10

Verdienste und Arbeitszeiten im Handwerk im Mai N 12 3 2003 1,30

Bruttojahresverdienste im Produzierenden Gewerbe und in 
ausgewählten Dienstleistungsbereichen sowie Streiks N 14 3 2002 1,30

Gesamtrechnungen

Entstehung, Verteilung und Verwendung des Bruttoinlandsprodukts 
1991-2002 P 13 3 2002 6,70

Bruttoanlageinvestitionen 1991-2000 P 23 3 2000 9,00
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Titel Bestell-Nr. Ausgabe Preis 
in EUR

Umwelt

Öffentliche Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung; 
Teil 1: Wasserversorgung Q 10 3 2001 4,90

Öffentliche Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung; 
Teil 2: Abwasserbeseitigung Q 11 3 2001 3,80

Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung im Bergbau, bei der 
Gewinnung von Steinen und Erden und im Verarbeitenden Gewerbe Q 12 3 2001 5,10

Investitionen für Umweltschutz im Produzierenden Gewerbe Q 31 3 2001 1,80

Ozonschichtschädigende und klimawirksame Stoffe 1999-2001 Q 41 3 2001 1,30

Sonderveröffentlichungen

Statistische Rundschau für den Rhein-Sieg-Kreis Y 33 4 2003 8,60

Statistische Rundschau für den Kreis Warendorf Y 38 4 2003 8,60

Statistische Rundschau für den Hochsauerlandkreis Y 46 4 2003 8,60

Statistische Rundschau für den Kreis Soest Y 50 4 2003 8,60

Elektronische Medien

NRW regional (CD) R 20 8 2003 49,00

Statistik lokal (CD) R 14 8 2003 148,00

Statistik regional (CD) R 15 8 2003 148,00

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen (CD) P 00 8 2003 29,95

Hebesätze der Realsteuern in Deutschland 
(Grundsteuer A/B, Gewerbesteuer, Bevölkerungszahl) (CD) L 28 8 2002 40,90

Verzeichnis aller Schulen NRWs (CD) B 00 8 2003 50,00

Anschriften der Kreise und Gemeinden (CD) Z 13 8 2003 11,00

Bestellungen richten Sie bitte an das:

Landesamt

für Datenverarbeitung und Statistik 

Nordrhein-Westfalen 

– Dezernat 114 – (Vertrieb) 

Postfach 10 11 05

40002 Düsseldorf

oder bedienen Sie sich unseres webshops unter: www.lds.nrw.de

– MBl. NRW. 2004 S. 119

122
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Landschaftsverband Westfalen-Lippe

Jahresabschlüsse 2001 
der Westfälischen Kliniken, 

Zentren und Institute

Bek. des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe vom 20. 12. 2003 

(AZ 65 78 04 / 2001)

Die Jahresabschlüsse der Westfälischen Kliniken, Zen-
tren und Institute des Landschaftsverbandes Westfalen-
Lippe per 31. 12. 2001 sind durch die zuständige Ge-
meindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen mit nach-
folgendem Ergebnis geprüft worden.

Die Jahresabschlüsse können während der Dienst-
stunden beim Landschaftsverband Westfalen-Lippe in
Münster, Warendorfer Straße 25–27, Zimmer 15, und bei
den Verwaltungen der Westfälischen Kliniken, Zentren
und Institute des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe
eingesehen werden.

Überdrucke sind gegen Kostenerstattung direkt beim
Landschaftsverband anzufordern.

Wolfgang  S c h ä f e r

Landesdirektor

Westfälisches Zentrum für Psychiatrie 
und Psychotherapie Bochum

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Dr. Merschmeier & Partner GmbH hat am 12. Juli 2002
folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der
Buchführung und den Lagebericht der Gesellschaft für
das Geschäftsjahr vom 01.01. bis 31.12.2001 geprüft.
Durch § 34 KHG NRW wurde der Prüfungsgegenstand
erweitert. Die Prüfung erstreckt sich daher auch insbe-
sondere auf  die Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, die wirtschaftlichen Verhältnisse und die zweckent-
sprechende, sparsame und wirtschaftliche Verwendung
der Fördermittel nach § 25 KHG NRW und auf die
zweckentsprechende Verwendung der über die Investi-
tionsverträge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten In-
vestitionsmittel des Krankenhauses durch die gesetz-
lichen Vertreter. Die Buchführung und die Aufstellung
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vor-
schriften der KHBV liegen in der Verantwortung der ge-
setzlichen Vertreter des Krankenhauses. Unsere Aufgabe
ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter
Einbeziehung der Buchführung, den Lagebericht sowie
über den Prüfungsgegenstand abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB und § 34 KHG NRW unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen.
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und des
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass
mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob
die Anforderungen, die sich aus der Erweiterung des Prü-
fungsgegenstandes nach § 34 KHG NRW ergeben, erfüllt
wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des
Krankenhauses sowie Erwartungen über mögliche Fehler
berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die
Wirksamkeit des internen Kontrollsystems sowie Nach-

weise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss
und Lagebericht vorwiegend auf der Basis von Stichpro-
ben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der
angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesent-
lichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie
die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung,
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage
für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Krankenhauses. Der Lagebericht gibt ins-
gesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des
Krankenhauses und stellt die Risiken der künftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse und der zweck-
entsprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Ver-
wendung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW sowie
der zweckentsprechenden Verwendung der über die In-
vestitionsverträge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten
Investitionsmittel hat keine Einwendungen ergeben.“

Im Auftrag

K o w a l e w s k i

Westfälisches Zentrum für Psychiatrie, 
Psychotherapie und Psychosomatik Dortmund

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Greiffenhagen GmbH hat am 28.06.2002 folgenden Be-
stätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss des Krankenhauses
Westfälisches Zentrum für Psychiatrie, Psychotherapie
und Psychosomatik Dortmund nach KHG unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht des Kran-
kenhauses für das Wirtschaftsjahr vom 01.01. bis
31.12.2001 geprüft. Durch § 34 KHG NRW wurde der
Prüfungsgegenstand festgelegt. Die Prüfung umfasst da-
her insbesondere die Ordnungsmäßigkeit des Rechnungs-
wesens, die wirtschaftlichen Verhältnisse und die zweck-
entsprechende, sparsame und wirtschaftliche Verwen-
dung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW und die
zweckentsprechende Verwendung der über die Investi-
tionsverträge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten In-
vestitionsmittel des Krankenhauses durch die gesetz-
lichen Vertreter. Die Buchführung und die Aufstellung
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vor-
schriften der KHBV liegen in der Verantwortung der ge-
setzlichen Vertreter der Krankenhausträgergesellschaft.
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der Buchführung, den
Lagebericht sowie über den Prüfungsgegenstand gemäß
§ 34 KHG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 34
KHG NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und des durch den
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz-
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender
Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender
Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Anforderungen,
die sich aus der Festlegung des Prüfungsgegenstandes
nach § 34 KHG NRW ergeben, erfüllt wurden. Bei der
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kennt-
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nisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld des Krankenhauses so-
wie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich-
tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend siche-
re Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Krankenhauses. Der Lagebericht gibt ins-
gesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des
Krankenhauses und stellt die Risiken der künftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse, der zweckent-
sprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Verwen-
dung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW sowie der
zweckentsprechenden Verwendung der über die Investi-
tionsverträge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten In-
vestitionsmittel hat keine Einwendungen ergeben.“

Im Auftrag

K o w a l e w s k i

Westfälische Klinik für Psychiatrie, 
Psychotherapie, Psychosomatik 

und Neurologie Gütersloh

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Greiffenhagen GmbH hat am 24.05.2002 folgenden Be-
stätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss des Krankenhauses
Westfälische Klinik für Psychiatrie, Psychotherapie,
Psychosomatik und Neurologie, Gütersloh, nach KHG
unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebe-
richt des Krankenhauses für das Wirtschaftsjahr vom
01.01. bis 31.12.2001 geprüft. Durch § 34 KHG NRW
wurde der Prüfungsgegenstand festgelegt. Die Prüfung
umfasst daher insbesondere die Ordnungsmäßigkeit des
Rechnungswesens, die wirtschaftlichen Verhältnisse, die
zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche Ver-
wendung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW und die
zweckentsprechende Verwendung der über die Investi-
tionsverträge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten In-
vestitionsmittel des Krankenhauses durch die gesetz-
lichen Vertreter. Die Buchführung und die Aufstellung
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vor-
schriften der KHBV liegen in der Verantwortung der ge-
setzlichen Vertreter. Unsere Aufgabe ist es, auf der
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung
der Buchführung, den Lagebericht sowie über den Prü-
fungsgegenstand gemäß § 34 KHG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 34
KHG NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und des
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,

mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass
mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob
die Anforderungen, die sich aus der Festlegung des Prü-
fungsgegenstandes nach § 34 KHG NRW ergeben, erfüllt
wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des
Krankenhauses sowie die Erwartungen über mögliche
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht vorwie-
gend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prü-
fung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen
der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung
bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Krankenhauses. Der Lagebericht gibt ins-
gesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des
Krankenhauses und stellt die Risiken der künftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse, der zweckent-
sprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Verwen-
dung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW sowie der
zweckentsprechenden Verwendung der über die Investi-
tionsverträge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten In-
vestitionsmittel hat keine Einwendungen ergeben.“

Im Auftrag

K n u t h

Hans-Prinzhorn-Klinik Hemer, 
Westfälische Klinik für Psychiatrie und 

Psychotherapie Hemer

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Greiffenhagen GmbH hat am 07. Mai 2002 folgenden Be-
stätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss des Krankenhauses
Hans-Prinzhorn-Klinik – Westfälische Klinik für Psychi-
atrie und Psychotherapie Hemer – nach KHG unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht des
Krankenhauses für das Wirtschaftsjahr vom 01.01. bis
31.12.2001 geprüft. Durch § 34 KHG NRW wurde der
Prüfungsgegenstand festgelegt. Die Prüfung umfasst da-
her insbesondere die Ordnungsmäßigkeit des Rechnungs-
wesens, die wirtschaftlichen Verhältnisse, die zweckent-
sprechende, sparsame und wirtschaftliche Verwendung
der Fördermittel nach § 25 KHG NRW und die zweck-
entsprechende Verwendung der über die Investitionsver-
träge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten Investitions-
mittel des Krankenhauses durch die gesetzlichen Vertre-
ter. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresab-
schluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der KHBV
liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter
des Krankenhauses. Unsere Aufgabe ist es, auf der
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung
der Buchführung, den Lagebericht sowie über den Prü-
fungsgegenstand gemäß § 34 KHG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 34
KHG NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die
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Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und des durch den
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz-
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender
Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender
Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Anforderungen,
die sich aus der Festlegung des Prüfungsgegenstandes
nach § 34 KHG NRW ergeben, erfüllt wurden. Bei der
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kennt-
nisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld des Krankenhauses so-
wie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich-
tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend siche-
re Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Krankenhauses. Der Lagebericht gibt ins-
gesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des
Krankenhauses und stellt die Risiken der künftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse, der zweckent-
sprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Verwen-
dung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW sowie der
zweckentsprechenden Verwendung der über die Investi-
tionsverträge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten In-
vestitionsmittel hat keine Einwendungen ergeben.“

Im Auftrag

K o w a l e w s k i

Westfälisches Zentrum für Psychiatrie 
und Psychotherapie Herten

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Dr. Merschmeier & Partner GmbH hat am 07. Juni 2002
folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der
Buchführung und den Lagebericht der Gesellschaft für
das Geschäftsjahr vom 01.01. bis 31.12.2001 geprüft.
Durch § 34 KHG NRW wurde der Prüfungsgegenstand
erweitert. Die Prüfung erstreckt sich daher auch insbe-
sondere auf die Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, die wirtschaftlichen Verhältnisse und die zweckent-
sprechende, sparsame und wirtschaftliche Verwendung
der Fördermittel nach § 25 KHG NRW und auf die
zweckentsprechende Verwendung der über die Investi-
tionsverträge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten In-
vestitionsmittel des Krankenhauses durch die gesetz-
lichen Vertreter. Die Buchführung und die Aufstellung
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vor-
schriften der KHBV liegen in der Verantwortung der ge-
setzlichen Vertreter des Krankenhauses. Unsere Aufgabe
ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter
Einbeziehung der Buchführung, den Lagebericht sowie
über den Prüfungsgegenstand abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB und § 34 KHG NRW unter Beachtung der vom In-

stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen.
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und des
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass
mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob
die Anforderungen, die sich aus der Erweiterung des Prü-
fungsgegenstandes nach § 34 KHG NRW ergeben, erfüllt
wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des
Krankenhauses sowie die Erwartungen über mögliche
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden
die Wirksamkeit des internen Kontrollsystems sowie
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurtei-
lung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der
wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Krankenhauses. Der Lagebericht gibt ins-
gesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des
Krankenhauses und stellt die Risiken der künftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse und der zweck-
entsprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Ver-
wendung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW sowie
der zweckentsprechenden Verwendung der über die In-
vestitionsverträge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten
Investitionsmittel hat keine Einwendungen ergeben.“

Im Auftrag

K o w a l e w s k i

Westfälische Klinik für Psychiatrie, 
Psychotherapie und Neurologie Lengerich

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Greiffenhagen GmbH hat am 26.06.2002 folgenden Be-
stätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss des Krankenhauses
Westfälische Klinik für Psychiatrie, Psychotherapie und
Neurologie Lengerich nach KHG unter Einbeziehung der
Buchführung und den Lagebericht des Krankenhauses
für das Wirtschaftsjahr vom 01.01. bis 31.12.2001 ge-
prüft. Durch § 34 KHG NRW wurde der Prüfungsgegen-
stand festgelegt. Die Prüfung umfasst daher insbesonde-
re die Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswesens, die
wirtschaftlichen Verhältnisse, die zweckentsprechende,
sparsame und wirtschaftliche Verwendung der Förder-
mittel nach § 25 KHG NRW und die zweckentsprechende
Verwendung der über die Investitionsverträge nach § 32
KHG NRW erwirtschafteten Investitionsmittel des Kran-
kenhauses durch die gesetzlichen Vertreter. Die Buchfüh-
rung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lage-
bericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften und den Vorschriften der KHBV liegen in der
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter. Unsere Aufga-
be ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter
Einbeziehung der Buchführung, den Lagebericht sowie
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über den Prüfungsgegenstand gemäß § 34 KHG NRW ab-
zugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 34
KHG NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass
mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob
die Anforderungen, die sich aus der Festlegung des Prü-
fungsgegenstandes nach § 34 KHG NRW ergeben, erfüllt
wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des
Krankenhauses sowie die Erwartungen über mögliche
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht vorwie-
gend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prü-
fung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen
der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung
bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Krankenhauses. Der Lagebericht gibt ins-
gesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des
Krankenhauses und stellt die Risiken der künftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse, der zweckent-
sprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Verwen-
dung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW sowie der
zweckentsprechenden Verwendung der über die Investi-
tionsverträge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten In-
vestitionsmittel hat keine Einwendungen ergeben.“

Im Auftrag

K n u t h

Westfälische Klinik für Psychiatrie 
und Psychotherapie Lippstadt

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Evangelische Treuhand GmbH hat  am 29. April 2002 fol-
genden Bestätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss der Westfälischen
Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie Lippstadt,
Lippstadt nach dem KHG und der GemKHBVO unter
Einbeziehung der Buchführung für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2001 und den entspre-
chend § 21 GemKHBVO sowie § 25 EigVO erstellten
Lagebericht geprüft.

Durch § 34 KHG NRW und § 23 GemKHBVO wurde der
Prüfungsgegenstand festgelegt. Die Prüfung umfasste
daher insbesondere die Ordnungsmäßigkeit des Rech-
nungswesens, die wirtschaftlichen Verhältnisse sowie die
zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche Ver-
wendung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW durch
die gesetzlichen Vertreter. Die Buchführung und die Auf-
stellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den

deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vor-
schriften der KHBV liegen in der Verantwortung der ge-
setzlichen Vertreter der Klinik. Unsere Aufgabe ist es, auf
der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine
Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung, den Lagebericht sowie über den
erweiterten  Prüfungsgegenstand abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB und § 34 KHG NRW unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen. Demnach haben wir die Prüfung so ge-
plant und durchgeführt, dass Unrichtigkeiten und Ver-
stöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahres-
abschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung und des durch den Lagebericht ver-
mittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit
erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit
beurteilt werden kann, ob die Anforderungen, die sich
aus der Erweiterung des Prüfungsgegenstandes nach § 34
KHG NRW sowie § 23 GemKHBVO ergeben, erfüllt wur-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im
Rahmen der Prüfung wurden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von
bewussten Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasste
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrund-
sätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetz-
lichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Klinik. Der Lagebericht gibt insgesamt ei-
ne zutreffende Vorstellung von der Lage der Klinik und
stellt die Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse und der zweck-
entsprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Ver-
wendung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW hat kei-
ne Einwendungen ergeben.“

Im Auftrag

K o w a l e w s k i

Westfälische Klinik für Psychiatrie 
und Psychotherapie Marsberg

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Evangelische Treuhand GmbH hat am 24. Mai 2002 fol-
genden Bestätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss der Westfälischen Kli-
nik für Psychiatrie und Psychotherapie Marsberg, Mars-
berg nach dem KHG und der GemKHBVO unter Ein-
beziehung der Buchführung für das Geschäftsjahr vom
01. Januar bis 31. Dezember 2001 und den entsprechend
§ 21 GemKHBVO sowie § 25 EigVO erstellten Lage-
bericht geprüft. Durch § 34 KHG NRW und § 23
GemKHBVO wurde der Prüfungsgegenstand festgelegt.
Die Prüfung umfasst daher insbesondere die Ordnungs-
mäßigkeit des Rechnungswesens, die wirtschaftlichen
Verhältnisse und die zweckentsprechende, sparsame und
wirtschaftliche Verwendung der Fördermittel nach § 25
KHG NRW durch die gesetzlichen Vertreter. Die Buch-
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führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften und den Vorschriften der KHBV liegen in der
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Klinik. Un-
sere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durch-
geführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung, den Lage-
bericht sowie über den erweiterten Prüfungsgegenstand
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB und § 34 KHG NRW unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen. Demnach haben wir die Prüfung so ge-
plant und durchgeführt, dass Unrichtigkeiten und Ver-
stöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahres-
abschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung und des durch den Lagebericht ver-
mittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit
erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit
beurteilt werden kann, ob die Anforderungen, die sich
aus der Erweiterung des Prüfungsgegenstandes nach § 34
KHG NRW sowie § 23 GemKHBVO ergeben, erfüllt wur-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wurden
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von
bewussten  Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrund-
sätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetz-
lichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Klinik. Der Lagebericht gibt insgesamt ei-
ne zutreffende Vorstellung von der Lage der Klinik und
stellt die Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse und der zweck-
entsprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Ver-
wendung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW hat kei-
ne Einwendungen ergeben.“

Im Auftrag

K o w a l e w s k i

Westfälische Klinik für Psychiatrie 
und Psychotherapie Münster

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Greiffenhagen GmbH hat am 05. Mai 2002 folgenden Be-
stätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss des Krankenhauses
Westfälische Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie
Münster nach KHG unter Einbeziehung der Buchfüh-
rung und den Lagebericht des Krankenhauses für das
Wirtschaftsjahr vom 01.01. bis 31.12.2001 geprüft. Durch
§ 34 KHG NRW wurde der Prüfungsgegenstand festge-
legt. Die Prüfung umfasst daher insbesondere die Ord-
nungsmäßigkeit des Rechnungswesens, die wirtschaft-
lichen Verhältnisse, die zweckentsprechende, sparsame
und wirtschaftliche Verwendung der Fördermittel nach
§ 25 KHG NRW und die zweckentsprechende Verwen-

dung der über die Investitionsverträge nach § 32 KHG
NRW erwirtschafteten Investitionsmittel des Kranken-
hauses durch die gesetzlichen Vertreter. Die Buchführung
und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-
richt nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und den Vorschriften der KHBV liegen in der Verant-
wortung der gesetzlichen Vertreter. Unsere Aufgabe ist
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prü-
fung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter
Einbeziehung der Buchführung, den Lagebericht sowie
über den Prüfungsgegenstand gemäß § 34 KHG NRW ab-
zugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 34
KHG NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und des
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass
mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob
die Anforderungen, die sich aus der Festlegung des Prü-
fungsgegenstandes nach § 34 KHG NRW ergeben, erfüllt
wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des
Krankenhauses sowie die Erwartungen über mögliche
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht vorwie-
gend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prü-
fung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen
der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung
bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Krankenhauses. Der Lagebericht gibt ins-
gesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des
Krankenhauses und stellt die Risiken der künftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse, der zweckent-
sprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Verwen-
dung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW sowie der
zweckentsprechenden Verwendung der über die Investi-
tionsverträge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten In-
vestitionsmittel hat keine Einwendungen ergeben.“

Im Auftrag

K o w a l e w s k i

Westfälisches Zentrum für Psychiatrie 
und Psychotherapie Paderborn

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Dr. Merschmeier & Partner GmbH hat am 05. April 2002
folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der
Buchführung und den Lagebericht des Krankenhauses
für das Geschäftsjahr vom 01.01. bis 31.12.2001 geprüft.
Durch § 34 KHG NRW wurde der Prüfungsgegenstand
erweitert. Die Prüfung erstreckt sich daher auch insbe-
sondere auf die Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
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sens, die wirtschaftlichen Verhältnisse, die zweckent-
sprechende, sparsame und wirtschaftliche Verwendung
der Fördermittel nach § 25 KHG NRW und auf die
zweckentsprechende Verwendung der über die Investi-
tionsverträge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten In-
vestitionsmittel des Krankenhauses durch die gesetz-
lichen Vertreter. Die Buchführung und die Aufstellung
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vor-
schriften der KHBV liegen in der Verantwortung der ge-
setzlichen Vertreter des Krankenhauses. Unsere Aufgabe
ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter
Einbeziehung der Buchführung, den Lagebericht sowie
über den Prüfungsgegenstand abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB und § 34 KHG NRW unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen.
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und des
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass
mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob
die Anforderungen, die sich aus der Erweiterung des Prü-
fungsgegenstandes nach § 34 KHG NRW ergeben, erfüllt
wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des
Krankenhauses sowie Erwartungen über mögliche Fehler
berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die
Wirksamkeit des internen Kontrollsystems sowie Nach-
weise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss
und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stich-
proben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung,
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage
für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Krankenhauses. Der Lagebericht gibt ins-
gesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des
Krankenhauses und stellt die Risiken der künftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse und der zweck-
entsprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Ver-
wendung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW sowie
der zweckentsprechenden Verwendung der über die In-
vestitionsverträge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten
Investitionsmittel hat keine Einwendungen ergeben.“

Im Auftrag

K o w a l e w s k i

Westfälische Klinik für Psychiatrie 
und Psychotherapie Warstein

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Greiffenhagen GmbH hat am 11. Juli 2002 folgenden Be-
stätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss des Krankenhauses
Westfälische Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie
Warstein nach KHG unter Einbeziehung der Buchführung
und den Lagebericht des Krankenhauses für das Wirt-

schaftsjahr vom 01.01. bis 31.12.2001 geprüft. Durch § 34
KHG NRW wurde der Prüfungsgegenstand festgelegt. Die
Prüfung umfasst daher insbesondere die Ordnungsmäßig-
keit des Rechnungswesens, die wirtschaftlichen Verhält-
nisse, die zweckentsprechende, sparsame und wirtschaft-
liche Verwendung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW
und die zweckentsprechende Verwendung der über die In-
vestitionsverträge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten
Investitionsmittel des Krankenhauses durch die gesetz-
lichen Vertreter. Die Buchführung und die Aufstellung
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen
handelsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der
KHBV liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung,
den Lagebericht sowie über den Prüfungsgegenstand ge-
mäß § 34 KHG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 34
KHG NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und des
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass
mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob
die Anforderungen, die sich aus der Festlegung des Prü-
fungsgegenstandes nach § 34 KHG NRW ergeben, erfüllt
wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des
Krankenhauses sowie die Erwartungen über mögliche
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht vorwie-
gend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prü-
fung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen
der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung
bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Krankenhauses. Der Lagebericht gibt ins-
gesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des
Krankenhauses und stellt die Risiken der künftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse, der zweckent-
sprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Verwen-
dung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW sowie der
zweckentsprechenden Verwendung der über die Investi-
tionsverträge nach § 32 KHG NRW erwirtschafteten In-
vestitionsmittel hat keine Einwendungen ergeben.“

Im Auftrag

K o w a l e w s k i

Westfälische Klinik für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie und Psychotherapie 

in der Haard

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Wibera AG  (Düsseldorf) hat am 03.05.2002 folgenden
Bestätigungsvermerk erteilt:
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„Wir haben den Jahresabschluss der Westfälischen Kli-
nik für Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychothera-
pie in der Haard, Marl-Sinsen, unter Einbeziehung der
Buchführung und den Lagebericht für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2001 geprüft. Durch § 34
KHG NRW wurde der Prüfungsgegenstand festgelegt.
Die Prüfung umfasst daher insbesondere die Ordnungs-
mäßigkeit des Rechnungswesens, die wirtschaftlichen
Verhältnisse und die zweckentsprechende, sparsame und
wirtschaftliche Verwendung der Fördermittel nach § 25
KHG NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen
handelsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der
KHBV liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter des Krankenhauses. Unsere Aufgabe ist es, auf der
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung
der Buchführung und den Lagebericht sowie über den
Prüfungsgegenstand gemäß § 34 KHG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 34 KHG
NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach
ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Un-
richtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden und dass mit hinrei-
chender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Anfor-
derungen, die sich aus der Festlegung des Prüfungsgegen-
standes nach § 34 KHG NRW ergeben, erfüllt wurden. Bei
der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Krankenhau-
ses sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berück-
sichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit
des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung,
Jahresabschluss und Lagebericht vorwiegend auf der Ba-
sis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze
und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen
Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Krankenhauses. Der Lagebericht gibt ins-
gesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des
Krankenhauses.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse und der zweck-
entsprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Ver-
wendung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW hat kei-
ne Einwendungen ergeben.“

Im Auftrag

K n u t h

Westfälische Klinik für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie und Psychotherapie 

– St.-Johannes-Stift Marsberg –

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Wibera AG  hat am 12. Juli 2002 folgenden Bestätigungs-
vermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss der Westfälischen Kli-
nik für Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychothera-

pie – St.-Johannes-Stift Marsberg – nach KHG unter
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des
Krankenhauses für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2001 geprüft. Durch § 34 KHG NRW wur-
de der Prüfungsgegenstand festgelegt. Die Prüfung um-
fasst daher insbesondere die Ordnungsmäßigkeit des
Rechnungswesens, die wirtschaftlichen Verhältnisse und
die zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche
Verwendung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW. Die
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen
Vorschriften und den Vorschriften der KHBV liegen in
der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des Kran-
kenhauses. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der
von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über
den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchfüh-
rung und den Lagebericht sowie über den Prüfungsge-
genstand gemäß § 34 KHG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 34
KHG NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung durch den Jahresabschluss unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und des
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass
mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob
die Anforderungen, die sich aus der Festlegung des Prü-
fungsgegenstandes nach § 34 KHG NRW ergeben, erfüllt
wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des
Krankenhauses sowie die Erwartungen über mögliche
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwie-
gend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prü-
fung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen
der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung
bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Krankenhauses. Der Lagebericht gibt ins-
gesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des
Krankenhauses.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse und der zweck-
entsprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Ver-
wendung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW hat kei-
ne Einwendungen ergeben.“

Im Auftrag

K o w a l e w s k i

Westfälisches Institut für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie, Psychotherapie und 

Heilpädagogik Hamm

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Wibera AG hat nach dem Ergebnis der Prüfung am
03. Mai 2002 folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss des Westfälischen Insti-
tuts für Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychothe-
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rapie und Heilpädagogik, Hamm, nach KHG unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht des
Krankenhauses für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2001 geprüft. Durch § 34 KHG NRW wur-
de der Prüfungsgegenstand festgelegt. Die Prüfung um-
fasst daher insbesondere die Ordnungsmäßigkeit des
Rechnungswesens, die wirtschaftlichen Verhältnisse und
die zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche
Verwendung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW. Die
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen
Vorschriften und den Vorschriften der KHBV liegen in
der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des Insti-
tuts. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung
und den Lagebericht sowie über den Prüfungsgegenstand
gemäß § 34 KHG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 34
KHG NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und des durch den
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz-
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender
Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender
Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Anforderungen,
die sich aus der Festlegung des Prüfungsgegenstandes
nach § 34 KHG NRW ergeben, erfüllt wurden. Bei der
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kennt-
nisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld des Instituts sowie die
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwie-
gend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prü-
fung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen
der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung
bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Instituts. Der Lagebericht gibt insgesamt
eine zutreffende Vorstellung von der Lage des Instituts.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse und der zweck-
entsprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Ver-
wendung der Fördermittel nach § 25 KHG NRW hat kei-
ne Einwendungen ergeben.“

Im Auftrag

K o w a l e w s k i

Westfälische Klinik Schloss Haldem

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Evangelische Treuhand GmbH (Münster) hat am
15.04.2002 folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss der Westfälischen Kli-
nik Schloss Haldem – Maßregelvollzugseinrichtung zur
Behandlung und Rehabilitation Suchtkranker –, Stem-
wede, nach der GemKHBVO unter Einbeziehung der
Buchführung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2001 und den gemäß § 21 GemKHBVO so-

wie § 25 EigVO erstellten Lagebericht geprüft. Durch
§ 23 GemKHBVO wurde der Prüfungsgegenstand festge-
legt. Die Prüfung umfasst daher insbesondere die Ord-
nungsmäßigkeit des Rechnungswesens, die wirtschaft-
lichen Verhältnisse und die zweckentsprechende, sparsa-
me und wirtschaftliche Verwendung der Mittel des Maß-
regelvollzugs analog § 25 KHG NRW durch die gesetz-
lichen Vertreter. Die Buchführung und die Aufstellung
des Jahresabschlusses nach den deutschen handelsrecht-
lichen Vorschriften und den Vorschriften der KHBV lie-
gen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der
Klinik. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung,
den Lagebericht sowie über den Prüfungsgegenstand ge-
mäß § 23 GemKHBVO abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB und § 23 GemKHBVO unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen.
Danach haben wir die Prüfung so geplant und durchge-
führt, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die
Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und
des durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass
mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob
die Anforderungen, die sich aus der Festlegung des Prü-
fungsgegenstandes nach § 23 GemKHBVO ergeben, er-
füllt wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlun-
gen wurden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit
und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des
Krankenhauses sowie die Erwartungen über mögliche
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung wurden
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwie-
gend auf der Basis von bewussten Stichproben beurteilt.
Die Prüfung umfasste die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Klinik. Der Lagebericht gibt insgesamt ei-
ne zutreffende Vorstellung von der Lage der Klinik und
stellt die Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend
dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse und der zweck-
entsprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Ver-
wendung der öffentlichen Fördermittel hat keine Ein-
wendungen ergeben.“

Im Auftrag

K n u t h

Westfälisches Zentrum für Forensische 
Psychiatrie Lippstadt

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Evangelische Treuhand GmbH (Münster) hat am
02.05.2002 folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss des Westfälischen Zen-
trums für Forensische Psychiatrie Lippstadt, Lippstadt,
nach der GemKHBVO unter Einbeziehung der Buchfüh-
rung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezem-
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ber 2001 und den gemäß § 21 GemKHBVO sowie § 25
EigVO erstellten Lagebericht geprüft.

Durch § 23 GemKHBVO wurde der Prüfungsgegenstand
festgelegt. Die Prüfung umfasst daher insbesondere die
Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswesens, die wirt-
schaftlichen Verhältnisse und die zweckentsprechende,
sparsame und wirtschaftliche Verwendung der Förder-
mittel durch die gesetzlichen Vertreter. Die Buchführung
und die Aufstellung von Jahresabschluss nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vor-
schriften der KHBV liegen in der Verantwortung der ge-
setzlichen Vertreter. Unsere Aufgabe ist es, auf der
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung
der Buchführung, den Lagebericht sowie über den er-
weiterten Prüfungsgegenstand abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach
haben wir die Prüfung so geplant und durchgeführt, dass
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-
lung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und des
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass
mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob
die Anforderungen, die sich aus der Festlegung des Prü-
fungsgegenstandes nach § 23 GemKHBVO ergeben, er-
füllt wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlun-
gen wurden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit
und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des
Zentrums sowie die Erwartungen über mögliche Fehler
berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung wurden die
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwie-
gend auf der Basis von bewussten Stichproben beurteilt.
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Zentrums. Der Lagebericht gibt insgesamt
eine zutreffende Vorstellung von der Lage des Zentrums
und stellt die Risiken der künftigen Entwicklung zutref-
fend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse und der zweck-
entsprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Ver-
wendung der öffentlichen Fördermittel hat keine Ein-
wendungen ergeben.“

Im Auftrag

K n u t h

Westfälisches Therapiezentrum 
Marsberg „Bilstein“ 

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Evangelische Treuhand GmbH in Münster hat am
24.05.2002 folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss des Westfälischen The-
rapiezentrums Marsberg „Bilstein“, – Maßregelvollzugs-
einrichtung zur Behandlung und Rehabilitation Sucht-

kranker-, Marsberg, nach der GemKHBVO unter Einbe-
ziehung der Buchführung für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis 31. Dezember 2001 und den entsprechend
§ 21 GemKHBVO sowie § 25 EigVO erstellten Lagebe-
richt geprüft. Durch § 23 GemKHBVO wurde der Prü-
fungsgegenstand festgelegt. Die Prüfung umfasst daher
insbesondere die Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, die wirtschaftlichen Verhältnisse und die zweckent-
sprechende, sparsame und wirtschaftliche Verwendung
der Mittel des Maßregelvollzugs durch die gesetzlichen
Vertreter. Die Buchführung und die Aufstellung des Jah-
resabschlusses nach den deutschen handelsrechtlichen
Vorschriften und den Vorschriften der KHBV liegen in
der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des Thera-
piezentrums. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage
der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung, den Lagebericht sowie über den erweiterten
Prüfungsgegenstand abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach
haben wir die Prüfung so geplant und durchgeführt, dass
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-
lung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden und dass mit hinrei-
chender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Anfor-
derungen, die sich aus der Festlegung des Prüfungsge-
genstandes nach § 23 GemKHBVO ergeben, erfüllt wur-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wurden
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Therapiezen-
trums sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung wurden die Wirksamkeit des
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis
von bewussten Stichproben beurteilt. Die Prüfung um-
fasste die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der ge-
setzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdar-
stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Therapiezentrums. Der Lagebericht gibt
insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des
Therapiezentrums und stellt die Risiken der künftigen
Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse und der zweck-
entsprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Ver-
wendung der öffentlichen Fördermittel hat keine Ein-
wendungen ergeben.“

Im Auftrag

K n u t h

Westfälisches Pflege- und Förderzentrum 
Lippstadt-Benninghausen

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Dr. Merschmeier & Partner GmbH hat nach dem Ergeb-
nis der Prüfung am 07. Mai 2002 folgenden Bestätigungs-
vermerk erteilt:
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„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der
Buchführung und den Lagebericht des Krankenhauses
für das Geschäftsjahr vom 01.01. bis 31.12.2001 geprüft.
Durch § 53 HGrG wurde der Prüfungsgegenstand er-
weitert. Die Prüfung erstreckt sich daher auch insbeson-
dere auf die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung.
Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresab-
schluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der PBV
liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter
der Einrichtung. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundla-
ge der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung, den Lagebericht sowie über den erweiterten
Prüfungsgegenstand abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB und § 53 HGrG unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und des
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass
mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob
die Anforderungen, die sich aus der Erweiterung des Prü-
fungsgegenstandes nach § 53 HGrG ergeben, erfüllt wur-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Pflege- und
Fördereinrichtung sowie die Erwartungen über mögliche
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden
die Wirksamkeit des internen Kontrollsystems sowie
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurtei-
lung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der
wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Pflege- und Fördereinrichtung. Der Lage-
bericht gibt insgesamt eine zutreffende Vorstellung von
der Lage der Pflege- und Fördereinrichtung und stellt die
Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse und der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung hat keine Einwen-
dungen ergeben.“

Im Auftrag

K o w a l e w s k i

Westfälisches Pflege- und 
Förderzentrum Marsberg

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Evangelische Treuhandstelle in Münster GmbH hat am
24. Mai 2002 folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss des Westfälischen Pfle-
ge- und Förderzentrums Marsberg, Marsberg, nach der
GemKHBVO unter Einbeziehung der Buchführung und
den entsprechend § 21 GemKHBVO sowie § 25 EigVO
erstellten Lagebericht für das Geschäftsjahr vom 01. Ja-
nuar bis 31. Dezember 2001 geprüft. Durch § 23
GemKHBVO wurde der Prüfungsgegenstand festgelegt.

Die Prüfung umfasste daher insbesondere die Ordnungs-
mäßigkeit des Rechnungswesens, die wirtschaftlichen
Verhältnisse und die zweckentsprechende, sparsame und
wirtschaftliche Verwendung der Fördermittel durch die
gesetzlichen Vertreter. Die Buchführung und die Aufstel-
lung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und in Anleh-
nung an die Vorschriften der KHBV liegen in der Verant-
wortung der gesetzlichen Vertreter des Zentrums. Unsere
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung, den Lage-
bericht sowie über den erweiterten Prüfungsgegenstand
gemäß § 23 GemKHBVO abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB und § 23 GemKHBVO unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen.
Danach haben wir die Prüfung so geplant und durchge-
führt, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die
Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ver-
mittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit
erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit
beurteilt werden kann, ob die Anforderungen, die sich
aus der Festlegung des Prüfungsgegenstandes nach § 23
GemKHBVO ergeben, erfüllt wurden. Bei der Festlegung
der Prüfungshandlungen wurden die Kenntnisse über die
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und
rechtliche Umfeld des Zentrums sowie die Erwartungen
über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der
Prüfung wurden die Wirksamkeit des rechnungslegungs-
bezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise
für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und
Lagebericht vorwiegend auf der Basis von bewussten
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurtei-
lung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der
wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Zentrums. Der Lagebericht gibt insgesamt
eine zutreffende Vorstellung von der Lage des Zentrums
und stellt die Risiken der künftigen Entwicklung zutref-
fend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens, der wirtschaftlichen Verhältnisse sowie der zweck-
entsprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Ver-
wendung der öffentlichen Fördermittel hat keine Ein-
wendungen ergeben.“

Im Auftrag

K o w a l e w s k i

Westfälisches Pflege- und 
Förderzentrum Warstein

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Greiffenhagen GmbH hat am 11. Juli 2002 folgenden Be-
stätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der
Buchführung und den Lagebericht des Westfälischen
Pflege- und Förderzentrums Warstein, Einrichtung im
Sondervermögen des Landschaftsverbandes Westfalen-
Lippe, für das Geschäftsjahr vom 01.01.2001 bis
31.12.2001 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deut-
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schen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzen-
den Regelungen in der Satzung liegen in der Verantwor-
tung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung und über
den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung
so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten
und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und des durch den Lagebe-
richt vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-
cherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtli-
che Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung
werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen
internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Anga-
ben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht
vorwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilan-
zierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzun-
gen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung
eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurtei-
lung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Westfälischen Pflege- und Förderzentrums
Warstein. Der Lagebericht gibt insgesamt eine zutreffen-
de Vorstellung von der Lage des Westfälischen Pflege-
und Förderzentrums und stellt die Risiken der künftigen
Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens und der wirtschaftlichen Verhältnisse hat keine Ein-
wendungen ergeben.“

Im Auftrag

K o w a l e w s k i

Hans Peter Kitzig Institut Gütersloh

Abschließender Vermerk der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31.12.2001 beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Greiffenhagen GmbH hat am 21. Mai 2002 folgenden Be-
stätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss des Hans Peter Kitzig
Institutes, Gütersloh, analog KHG unter Einbeziehung
der Buchführung und den Lagebericht für das Geschäfts-
jahr vom 01.01. bis 31.12.2001 geprüft. Durch § 34 KHG
NRW wurde der Prüfungsgegenstand festgelegt. Die Prü-
fung umfasst daher insbesondere die Ordnungsmäßigkeit
des Rechnungswesens und die wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Institutes durch die gesetzlichen Vertreter. Die
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen
Vorschriften und den Vorschriften der KHBV liegen in
der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Träger-
gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage
der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung, den Lagebericht sowie über den Prüfungsge-
genstand gemäß § 34 KHG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 34
KHG NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und des
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass
mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob
die Anforderungen, die sich aus der Festlegung des Prü-
fungsgegenstandes nach § 34 KHG NRW ergeben, erfüllt
wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Insti-
tutes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogen internen Kontroll-
systems sowie Nachweise für die Angaben in Buchfüh-
rung, Jahresabschluss und Lagebericht vorwiegend auf
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrund-
sätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetz-
lichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Institutes. Der Lagebericht gibt insgesamt
eine zutreffende Vorstellung von der Lage des Institutes
und stellt die Risiken der künftigen Entwicklung zutref-
fend dar.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswe-
sens und der wirtschaftlichen Verhältnisse hat keine Ein-
wendungen ergeben.“

Im Auftrag

K o w a l e w s k i

– MBl. NRW. 2003 S. 123

Zweckverband Verkehrsverbund 
Rhein-Ruhr (VRR)

Abnahme der Jahresrechnung des 
Zweckverbandes VRR für das Haushaltsjahr 2002 

und Entlastung des Verbandsvorstehers

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Ver-
kehrsverbund Rhein-Ruhr hat in der Sitzung am 4. De-
zember 2003 die Abnahme der Jahresrechnung 2002 be-
schlossen und dem Verbandsvorsteher für das Haushalts-
jahr 2002 Entlastung erteilt.

Der Beschluss wird hiermit gemäß § 94 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in Verbin-
dung mit § 8 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit öffentlich bekannt gemacht.

Jahresrechnung und Rechenschaftsbericht können inner-
halb eines Monats nach dieser Bekanntmachung bei der
Geschäftsstelle des Zweckverbandes Verkehrsverbund
Rhein-Ruhr, Essen, Rathaus, Ribbeckstraße 15, Raum
15.25, eingesehen werden.

Essen, den 18. Dezember 2003

Martin H u s m a n n

Geschäftsführer

– MBl. NRW. 2004 S. 133
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III.

Landesunfallkasse Nordrhein-Westfalen

Bekanntmachung 
zur 11. öffentlichen Sitzung 
der Vertreterversammlung

Die 11. öffentliche Sitzung der Vertreterversammlung der
Landesunfallkasse Nordrhein-Westfalen in der 9. Wahl-
periode findet am

24. März 2004 

im Saal A 24 des Landesumweltamtes Nordrhein-West-
falen, Wallneyer Straße 6, 45133 Essen, statt.

Beginn der Sitzung: 09.30 Uhr

Düsseldorf, den 5. Januar 2004

Der Vorsitzende 
der Vertreterversammlung

S c h n e i d e r

– MBl. NRW. 2004 S. 134

Landesversicherungsamt Nordrhein-Westfalen 
– Der Landeswahlbeauftragte für die 
Durchführung der Sozialversicherungswahlen 
im Lande Nordrhein-Westfalen –

Bekanntmachung Nr. 1 
über die Durchführung der allgemeinen Wahlen 

in der Sozialversicherung im Jahre 2005 
vom 22. Dezember 2003

1
Dienststelle des Landeswahlbeauftragten

Der Landeswahlbeauftragte, Herr Oberregierungsrat
a.D. Heinz Joachim Schürmann und sein Stellvertreter,
Herr Regierungsamtsrat Hans Peter Zimpl, haben ihren
Sitz bei der Geschäftsstelle für die Durchführung der So-
zialversicherungswahlen im Landesversicherungsamt
Nordrhein-Westfalen, Kopstadtplatz 13, 45024 Essen.

Fernruf der Geschäftsstelle 02 01/81 34-0 (Durchwahl
151), Telefax 02 01/81 34-110.

2
Veröffentlichung der Bekanntmachungen des Landes-
wahlbeauftragten

Die Bekanntmachungen des Landeswahlbeauftragten
werden gem. § 88 SVWO im Ministerialblatt für das Land
Nordrhein-Westfalen – Teil III – veröffentlicht. Daneben
verbleibt es entsprechend dem bisher geübten Verfahren
bei der unmittelbaren Zusendung. Eine nachträgliche
Zusendung von Überdrucken ist insbesondere im Hin-
blick auf die damit verbundene Belastung des Büros des
Landeswahlbeauftragten nicht möglich.

3
Wahlvorankündigung

Der Bundeswahlbeauftragte für die Sozialversicherungs-
wahlen, Herr Hans-Eberhard Urbaniak, hat am 18. No-
vember 2003 seine Bekanntmachung Nr. 1 (Bundesanzei-
ger Nr. 224 vom 29.11.2003) veröffentlicht, die zur Unter-
richtung und Beachtung als Anlage beigefügt ist.

4
Bestellung der Mitglieder der Wahlausschüsse

Im Zusammenhang mit der Feststellung der Vorschlags-
berechtigung von Arbeitnehmervereinigungen nach

§ 48 b Abs. 1 SGB IV weist der Bundeswahlbeauftragte in
seinem Rundschreiben Nr. 1 vom 17.11.2003 darauf hin,
dass mit dem Eingang der Anträge auf Feststellung der
Vorschlagsberechtigungen bereits ab Ende 2003 zu rech-
nen ist. Den Versicherungsträgern wird daher empfohlen,
die Wahlausschüsse baldmöglichst zu bestellen, damit sie
bei Eingang eines Feststellungsantrages unverzüglich tä-
tig werden können. In diesem Zusammenhang wird er-
gänzend auf § 3 der Wahlordnung für die Sozialversiche-
rung (BGBl. I S. 1946 vom 5. August 1997) hingewiesen.

Der Landeswahlbeauftragte 
für die Durchführung der 

Sozialversicherungswahlen 
im Lande Nordrhein-Westfalen

S c h ü r m a n n

Anlage

Der Bundesbeauftragte 
für die Sozialversicherungswahl

Bekanntmachung Nr. 1 
über die Durchführung der allgemeinen Wahlen 

in der Sozialversicherung im Jahre 2005

Wahlankündigung
vom 18. November 2003

Zur Vorbereitung der zehnten allgemeinen Sozialversi-
cherungswahlen gebe ich Folgendes bekannt:

I.
Wahltage

Wahltage für die zehnten allgemeinen Sozialversiche-
rungswahlen werden sein:

1. a) Für die Wahlen der Vertreterversammlungen in der
Unfallversicherung, der Rentenversicherung der
Arbeiter und Angestellten sowie der Verwaltungs-
räte bei den Orts-, Betriebs- und Innungskranken-
kassen und den Ersatzkassen

b) Für die Wahl der Versichertenältesten in der
Knappschaftsversicherung

Mittwoch, der 1. Juni 2005.

2. Für die Wahlen der Vertreterversammlung der
Bundesknappschaft

Mittwoch, der 3. August 2005.

Ich weise – insbesondere die Blinden- und Sehbehinder-
tenvereine und ihre Verbände – darauf hin, dass durch
das Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen die
Wahlordnung für die Sozialversicherung dahingehend
ergänzt wurde, dass blinden und sehbehinderten Wäh-
lern für das Kennzeichnen des Stimmzettels auf Antrag
vom Versicherungsträger kostenfrei eine Stimmzettel-
schablone zur Verfügung gestellt wird. Ich bitte die Blin-
den- und Sehbehindertenvereine und ihre Verbände, ihre
Mitglieder über diese Möglichkeit, ohne Hinzuziehung
eines Dritten den Stimmzettel selbst auszufüllen, zu in-
formieren. Das Nähere wird im Rahmen einer späteren
Bekanntmachung geregelt.

II.
Feststellung der Vorschlagsberechtigung von Arbeit-
nehmervereinigungen nach § 48 b des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch

Die Vorschlagsberechtigung einer Arbeitnehmervereini-
gung (§ 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Vierten Buches Sozial-
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gesetzbuch), die seit der letzten Wahl nicht mit mindes-
tens einem Vertreter ununterbrochen in der Vertreterver-
sammlung/dem Verwaltungsrat vertreten war, wird nach
§ 48 b des Vierten Buches Sozialgesetzbuch vorab festge-
stellt. Der Antrag auf Feststellung ist

bis zum 1. März 2004

beim Wahlausschuss des Versicherungsträgers zu stellen.

III.
Feststellung der allgemeinen Vorschlagsberechtigung

Arbeitnehmervereinigungen, die bei allen Versicherungs-
trägern die Voraussetzungen der Vorschlagsberechtigung
erfüllen und glaubhaft machen, dass sie bei mindestens
fünf Versicherungsträgern Vorschlagslisten einreichen
werden, können die Feststellung ihrer allgemeinen Vor-
schlagsberechtigung nach § 48 c des Vierten Buches Sozi-
algesetzbuch beantragen.

Der Antrag ist

bis zum 2. Januar 2004

bei dem

Bundeswahlbeauftragten für die 
Sozialversicherungswahlen im Bundesministerium 
für Gesundheit und Soziale Sicherung, 53108 Bonn

zu stellen.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bundeswahlbeauf-
tragte die allgemeine Vorschlagsberechtigung nur fest-
stellen darf, wenn dies ohne zeitaufwendige Ermittlun-
gen möglich ist. Der Antragsteller hat dem Antrag die
Satzung beizufügen und anzugeben, ob die Vereinigung
vom 1. Januar 2003 an zweifelsfrei ständig mindestens
1.000 Mitglieder hatte. Der Bundeswahlbeauftragte ist
berechtigt, von dem Antragsteller weitere Angaben ent-
sprechend § 11 Abs. 1 der Wahlordnung für die Sozial-
versicherung (SVWO) zu verlangen.

Die Feststellung der allgemeinen Vorschlagsberechtigung
einer Arbeitnehmervereinigung schließt die Vorschlags-
berechtigung ihrer Landesuntergliederungen ein. Dabei
kommt es weder auf das Ausmaß der innerverbandlichen
Selbständigkeit noch auf eine abweichende Namensfüh-
rung, sondern allein darauf an, ob es sich um eine regio-
nal tätige Untergliederung der Arbeitnehmervereinigung
handelt.

Bonn, den 18. November 2003

Der Bundeswahlbeauftragte
für die Sozialversicherungswahlen

U r b a n i a k

– MBl. NRW. 2004 S. 134

Hinweis 
für die Bezieher des Ministerialblattes 

für das Land Nordrhein-Westfalen

Einbanddecken zum Ministerialblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen – Jahrgang 2003 –

Der Verlag bereitet für den Jahrgang 2003 Einbandde-
cken für 2 Bände vor zum Preis von 24,00 Euro zuzüglich
Versandkosten.

In diesem Betrag sind 16 % Mehrwertsteuer enthalten.
Bei Bestellung mehrerer Exemplare vermindern sich die
Versandkosten entsprechend. Von der Voreinsendung des
Betrages bitten wir abzusehen.

Bestellungen werden bis zum 1.3.2004 unter Angabe der
Kundennummer an den Verlag erbeten.

– MBl. NRW. 2004 S. 135
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